
Das Problem der Gewalt und der gewaltsamen sozialen
Veränderung 1n der ökumenischen Diskussion

VON ULRICH

Sozialer Wandel und Gewalt
Die Im Juli 1966 1n Genf abgehaltene Konferenz „Kirche un Gesellschaft“

stellt 1n der Entwicklung der gesellschaftspolitischen Diskussion in der (O)kumene
einen tiefen Einschnitt dar In ihr trat ZU ersten ale ın gesammelter Form die
Forderung ach sozialer Gerechtigkeit 1mM Sinne eliner durchgreifenden revolutio=
naren Veränderung hervor, WIe S1€e VO  3 einer uel1l theologischen Strömung, der
Zuerst 1n Amerika aufgekommenen!‘ „Theologie der Revolution“ vertreten wurde
un WI1Ie S1ie In dem eidenschaftlichen Verlangen der Entwicklungsländer nac|
sozli1alem Wandel und Aufstieg ZU Ausdruck kam Hatte schon die Themen:  =  7
stellung VO  m} der Gegenwart als einem „Zeitalter der Revolution“” gesprochen
freilich mehr 1mM Sinne umwälzender technischer und sozialer Entwicklung
ildete auf der Konferenz das Eintreten der Christen für einen revolutionären
Wandel und die Anwendung revolutionärer Methoden Shaull hob die Bedeu=
tung der Bildung kleiner Guerilla=-Gruppen hervor ıne VO  5 vielen Seiten CT1:  =

hobene Forderung. Auf diesem Hintergrund ahm auch der Konferenzbericht
das Problem gewaltsamen Handelns auf und erkannte 1n besonderen Situationen
die gewaltsame Aktion als letzte Auskunft Nn

Das Neue dieser Fragestellung Jag anderem daran, dafß damit die
Frage der sozialen Gerechtigkeit und ihrer Verwirklichung der Anwendung
VO  a} Gewalt 1n Beziehung geSETZT wurde. In der rüheren sozialethischen Erorte=
Iung 1m ökumenischen Bereich die beiden Problembereiche des sozialen
Wandels und der Gewaltanwendung keineswegs übersehen, aber jeder für sich
1n getrennten Zusammenhängen behandelt worden, die Gewalt dabei ausschlie(ß=
ich 1n Verbindung m1t den Beziehungen den Staaten und der Aufgabe des
Friedens.

Die Genfer Konferenz gab ZU Problem der Gewalt 1n der innerstaatlichen
Entwicklung Nnur ein1ıge Hinweise, die sS1e durch die Herausarbeitung der Rolle
des Rechts als Ordnungsmacht, aber auch als Weg der Reform vertiefte. Sie VeI:

wIıes den Gebrauch VO  - Gewalt, dessen Gefahren s1e nicht verkannte, auf extreme
Situationen und forderte die Begrenzung in der Verwendung. Sie erkannte frei=
ich an, da{3 versteckte Gewalt auch schon ın der Verteidigung eines ungerechten
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Herrschaftssystems entfaltet werden annn ber arüber hinaus gab der Bericht
1Ur ein1ıge Grundlinien und ieß die weıiteren ethischen Fragen offen..®

Die Auseinandersetzung mi1t der Theologie der Revolution als Lehre VvVon dem
die bestehende Ordnung transzendierenden Streben ach sozialer Veränderung
und einer Aufnahme marxistischer Vorstellungen der gesellschaftlichen Entwick=
lJung 1st seither 1n breitem Umfang auch In der Bundesrepublik aufgenommen
worden.*? In dieser Debatte wurden sowohl die sozialethischen Impulse einer
solchen Lehre für das aktive Wirken der Christen für die Zukunft und die Ver=
wirklichung sozialer Gerechtigkeit deutlich w1e das Bekenntnis einer als PCT=
anente Veränderung gedachten Revolution und das 1er liegende Moment einer
säkularen Heilslehre. DiIie Möglichkeit der Gewaltanwendung blieb dabei im Blick,
aber mehr als Randproblem, ohne weIlitere Untersuchung erfahren. Auch die
Vierte Vollversammlung des Okumenischen Kates der Kirchen in Uppsala 1968
hat 1n der Klärung der hier anstehenden Fragen eigentlich keinen Fortschritt
gebracht. Sie ahm In mehreren Sektionsberichten, 1m Ergebnis zurückhaltender
als die Genfer Konferenz, Stellung. Betont wurde auf der einen Seite das ethische
Ungenügen einer auf Erhaltung des Bestehenden ausgerichteten Einstellung der
Christen angesichts einer Unrechtssituation, auf der anderen Seite die moralische
Zweideutigkeit gewaltsamer Umwandlungen und die Forderung ach einer Stra=
tegıe gewaltloser Veränderung. Der Begriff der Revolution wurde ausdrücklich
nicht mM1t einem Vorgehen Gewalt gleichgesetzt.?

Diese Aussagen übernahmen nicht die Ansätze, die das christliche Handeln
9anz ın den KreIis der gesellschaftlichen Entwicklung einbeziehen un! 1n der
transzendierenden Neugestaltung die Verwirklichung des christlichen Zeugni1isses
suchen. Sie stellten aber die Pflicht des Christen klar heraus, ın Situationen der
sozialen pannung und Ungerechtigkeit nicht dem Gedanken der Bewahrung der
Ordnung den Vorrang geben, sondern dem Gebot der eingreifenden Ver=
änderung. Der revolutionären Gewalt wliesen s1e als einem äußersten Mittel
einen Platz d stellten ihre Anwendung aber ıIn die ernste Prüfung des (Gew1s=
SCNS. Den Kirchen wurde VOT allem der Weg ZUT Mitwirkung bei der Förderung
des sozialen Umbruchs ohne Gewalt vorgezeichnet. Daneben lieben aber iıne
Reihe VO  5 tieferen Fragen offen. Wie verhält sich die Gewaltanwendung 1m
innerstaatlichen Bereich dem modernen Bestreben, die Gewalt 1mM Völkerleben
auszuschließen, 1mM Hinblick auch darauf, daß Gewalt 1n der politischen Sphäre
ZU Bürgerkrieg und damit, dank des Eingreifens äußerer Mächte, in die Sphäre
des kriegerischen Kontfliktes übergehen kann? Vermag der Rückgriff auf Gewalt
ım äußersten Fall für den einzelnen rechtfertigen se1ln, kann die Kirche
seiner Heranziehung oder Öördern? Lassen sich die Fälle, ın denen der
Aufrechterhaltung ungerechter, selbst mi1t Gewalt verteidigter Verhältnisse g:
Waltsam begegnet werden darf, näher ın ihren Voraussetzungen umschreiben
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und CIMAS die 1n langer Geschichte entwickelte Lehre VO Recht des Wider=
standes hierzu beizutragen? Welches Gewicht kommt dem grundsätzlichen Gebot
der Gewaltlosigkeit für den Christen 7117

Die Frage der Gewalt ITAat erneut ın Erscheinung, als der Exekutivausschuß
des Okumenischen Rates der Kirchen auf seliner Tagung in Arnoldshain

September 1970 den Beschlufs faßte, Mittel aus einem ökumenischen Sonder=
fonds Urganıisatiıonen ZUT Bekämpfung der rassischen Unterdrückung 1n Un:
terstutzung ihrer Ziele geben, obwohl diese die Anwendung VO  a Gewalt nicht
ausschließen. Wiewohl diese Zuwendung ihre Verwendung die Übereinstim:=
IMNUNg miı1t den Grundsätzen des Okumenischen Rates band, erhoh sich doch in
einer Reihe Von Mitgliedskirchen das Bedenken, ob hiermit nicht mittelbar die
Gewaltanwendung VOIL seiten der Kirchen sanktioniert werde oder ıne den=
tifizierung mit den Zielen dieser Bewegungen erfolge. Diese Fragen sind seither
erortert worden, und S1€e werden Anla{fs geben, die Probleme der Haltung der
Christen gegenüber der Verwendung gewaltsamer Mittel bei der gesellschaftlich=
politischen Aktion urchdenken. Wenn hierzu ein Beitrag gegeben
werden soll, wird richtig se1n, zunächst den Blick auf die Stellungnahme
der ökumenischen Aussage ZUT Gewalt In dem Bereich richten, 1n dem dies
bislang geschah, 1mM Felde der internationalen Beziehungen.
Gewalt ım Zusammenleben der Völker un Staaten

Die euere Entwicklung 1mM Gebiet des internationalen Rechts un den Staa:
ten 1St durch das universale Bestreben gekennzeichnet, Gewalt und Krıeg als
Mittel der internationalen Politik auszuschließen. ach beiden Weltkriegen ent:

stand eın starker Impuls ın dieser Richtung, beidemal nicht ohne 1m Lauf der
Jahre gewlssen Enttäuschungen angesichts einer unvollkommenen Realisie=
rTung dieses Zieles führen ber die Bemühungen 1n der Staatenwelt haben
doch dem Ergebnis geführt, daß 1n der Verfassung der Vereinten Natıonen,
und diese nımmt insowelt L1LUTr einen allgemein anerkannten Satz des Völkerrechts
auf, die Anwendung VO  - Gewalt 1m Verkehr der Staaten untersagt wird. Nur
1n ZzZwel klar umrıssenen Ausnahmeftällen bleibt die Gewaltanwendung erlaubt:
einmal ZUT Selbstverteidigung der auch andere OStaaten sich dem Opfer
eines Angriffs unterstützend anschliefen dürfen und sodann ın Ausführung der
VO zuständigen rgan der Vereıinten Nationen beschlossenen Maßregeln der
Sanktion Verletzungen des Paktes® Die christlichen Kirchen haben diese
Entwicklung se1lt dem Zweıiten Weltkriege mi1t Zustimmung aufgenommen und
unterstutzt In zahlreichen Erklärungen ist ausgesprochen worden, dafß die Er:
scheinung des Krieges 1n der heutigen Welt, VOT allem nach der Entstehung der
Gefahr eines nuklearen Krıeges, keinen Platz mehr finden dar{f£.7 Die Kirchen
haben sich freilich nicht 1n ihrer Gesamtheit den Standpunkt einer bedingungs-
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losen Gegnerschaft Krieg und Gewalt eigen gemacht. Die Meınungss»s
verschiedenheiten, die schon die Amsterdamer Erklärung VO  . 1948 feststellte,
zwischen einem pazifistischen Standpunkt voller Ablehnung der Gewalt und
einer Auffassung, die ungeachtet der Einsicht, da{s der Krieg kein Akt der Ge=
rechtigkeit mehr se1n kann, den Krıeg 1in Verteidigung des Rechts als letztes
Mittel zuzulassen, finden sich och in dem Bericht VO  e Uppsala.®

Mıt dieser grundsätzlichen Einstellung ZUuU Krıeg und Gewalt 1mM Völkerleben
1St jedenfalls nicht vereinbar die Führung Von Kriegen, die nicht ZUT Verteidigung
erfolgen, sondern die bestimmte moralisch begründete Tiele verwirklichen sollen.
Die altere Lehre VO gerechten Krıeg jeß Krıege Z WEl für S1€e rechtfertigende
Gründe angeführt werden konnten; iın diesem Falle konnte der Krieg auch VO:  -

derjenigen Seite, die sich autf solche rechtfertigenden Gründe stutzte, eröffnet
werden. DIe moderne völkerrechtliche Regelung hat sich VO  a der Doktrin des
gerechten Krieges entternt und erklärt die Eröffnung VO  3 Feindseligkeiten, den
Begınn der Gewalthandlung als den entscheidenden Schritt, den s1e als Unrecht
ansieht, ohne Rücksicht auf die Gründe, die hierzu leiten. Das i1st eın Standpunkt,
dem ein gewIl1sses formales Element innewohnt, der aber ine mißbräuchliche Be=
rufung auf moralische Gründe ZU Kriege ausschliefßt und ungeachtet der
Schwierigkeiten einer Definition des Begriffs des Angriffs doch eın in vielen
Fällen sicheres Urteil ber die Verantwortung für den Begınn des Krıeges erlaubt.

Es gibt freilich 1ın der internationalen außerkirchlichen Diskussion iıne Linie,
die wieder eher ZUT Idee des gerechten Krieges ın einem bestimmten Falle ZU:  =

rücklenkt. Die sowjetische Völkerrechtswissenschaft vertritt den Standpunkt, daß
eın 1n Durchsetzung des Selbstbestimmungsrechts geführter Kampf unterdrück=
ter Völker 1n Wirklichkeit als Verteidigung erscheine und daher gerechtfertigt sel.
S5ie hat hierbei allein den Kampf die Dekolonisation 1mM Auge.* Diese Recht=
fertigung VO  an „Befreiungskriegen“ wird VO  - den Staaten der westlichen Welr
nicht anerkannt. Man wird aber nicht übersehen, da{s der starke Anteil der Län=
der der Dritten Welt 1n den Vereinten Natiıonen auf die dort geäußerten Auf=
fassungen und Anschauungen einen erheblichen Einfluf ben Die Betonung des
Selbstbestimmungsrechts als Grundlage der Dekolonisation findet 1er ıne starke
Stütze In einem wichtigen, WEe: auch nicht 1mM formalen Sinne bindenden Do=
kument, der Erklärung der Vollversammlung ber „Grundsätze des internatil0=
nalen Rechts ber freundschaftliche Beziehungen und Zusammenarbeit zwischen
Staaten“ VO 24 Oktober 19/0, wird ausgesprochen, dafß die Anwendung VO  -

Gewalt, Völker ihrer nationalen Identität berauben, ıne Verletzung ihrer
unveränderlichen Rechte und des Grundsatzes der Nichtintervention bedeutet.
Aus dieser Formel ließe sich der Schlufß ziehen, da{ Widerstand ıne
Macht, die Völker ihrer Freiheit eraubt und gedacht 1St koloniale Mächte
Verteidigung und mithin erlaubt sel Unmittelbar davor findet sich freilich eın
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Passus in dem Dokument, der Staaten strikt untersagt, subversive terrorist1i=
sche oder bewaffnete Aktivität auf ihrem Boden dulden, organısıeren oder

fördern, die auf die gewaltsame Beseitigung der Reglerung eines anderen
Staates oder auf Eingreifen ıIn einen Bürgerkrieg dort gerichtet sind.19 Diese
Aussage würde als völkerrechtlich unstatthaft erscheinen lassen, wenln eın
Staat Von seinem Boden aus bewaffnete Einfälle in benachbarte Staaten Nter:

sStutzt oder duldet. Das dürfte der bisherigen Anschauung des Völkerrechts ent:

sprechen. Die Nebeneinanderstellung der beiden Gesichtspunkte Verbot der
Intervention und Selbstbestimmungsrecht 1n der IC Erklärung der Verein:=
ten Natıonen ze1lgt, daß an diesem Punkte sich Meinungsverschiedenheiten her=
ausgebildet haben Im Schofße der Vereinten Natıonen würde heute angesichts
ihrer Zusammensetzung iıne Mehrheit VO  5 Mitgliedern möglicherweise der An=
sicht zune1gen, un estimmten Umständen Kämpfe unterdrückter Völker
ihre Beherrscher kolonialen Gepräges als eine Art Verteidigung aufzufassen.

Diese Entwicklung wirft schwerwiegende Fragen auf Sie zeigt zunächst, da{s
diesem Punkte kolonialer Befreiungskämpfe keine einheitliche Auffassung

mehr besteht, obwohl INnan ohl auch nicht ohne weıteres VOIN Änderung des
bisherigen Rechts sprechen kann. Es bleibt aber zunächst die Frage, Wanlllı ein
solcher Fall vorliegt? Wer kann das Selbstbestimmungsrecht anrufen? Sicherlich
wird damit nicht Teilen bestehender Staaten der Drıitten Welt eın Recht ZUt LOS=
lösung zugestanden; die nigerianischen Vorgänge haben das auch ın der Haltung
der anderen Staaten deutlich geze1gt. Tiefer reicht die Frage, ob dieser Gtelle
die Auffassung wieder der älteren Lehre des gerechten Krjeges zurückkehrt,
die für bestimmte moralisch gerechtfertigte Ziele den Krieg erlaubt?!! KOnnten
nicht auch ın anderen Zusammenhängen ETW ZU Schutz der Menschenrechte

Gründe für eın ewaffnetes Hinübergreifen ber Staatsgrenzen und für eın
Eingreifen anderer Staaten gefunden werden? Diese Überlegungen zeigen, daß
ler INAbgrenzungen und Erwägungen notwendig sind, die Erhebung
unterdrückter Völker beurteilen, ohne die Grundlagen der heutigen Ablehnung
Von Krieg und Gewalt 1m internationalen Leben erschüttern.

Die Lösung dieser Fragen kann sicherlich nicht allein iın einer Trennung gC=
waltsamer Veränderungen eın interner Wirkung und solcher mi1t internatlO0=
nalen Auswirkungen erfolgen. Eın Blick auf die etzten zwel Jahrzehnte lehrt,
da{s aus internen Auseinandersetzungen Bürgerkriege und aus diesen eın inter=
nationaler Kontflikt erwachsen kann. uch greift heute 1n Asıen wI1e ın Afrika
die aus benachbarten Staaten gewährte Hiltfe für Befreiungsbewegungen ber die
internationalen rtTenzen hinweg. Der Weg zurück ZUT Doktrin VO gerechten
rieg oder der gerechten Revolution, die auch 1m internationalen Ma{fßstab Ge:
walt rechtfertigt, würde keine sichere Antwort ermöglichen und würde den
Grundlagen der HEUHUEFEN christlichen Stellung ZU Kriege widersprechen, die das
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„Juste bellare“ nicht mehr annehmen kann Fine Lösung bietet sich wohl 1Ur iın
einer schärferen Klärung dessen, Was Gewalt und Was Abwehr der Gewalt dar=
stellt. Diesen Weg hat auch die Sodepax=-Konferenz ber den Frieden VO

] April 1970 ın Baden (Österreich) eingeschlagen, die ohl als einz1ıge
christliche Stimme bisher den Zusammenhang der Problembereiche der Verwer=s
fung des Krieges, besonders des Atomkrieges, und der Behandlung der Gewalt

Unterdrückung erortert hat Auch 1n diesem Bericht gehen die beiden Aus=
gCcmHn Verurteilung des Krieges und Widerstand Unterdrückung noch
gesondert nebeneinander her, aber die innere Verknüpfung beider Fragen wird
erkannt. Der Bericht geht auch darauf aQusS, den Begriff der Gewalt iın einem sehr
weiten Siınn dort, Diskrimination und Autoritätsübung vorliegt,
zunehmen. Das 1st richtig 1n dem S5Sinne, auf diese verdeckten Formen psychischer
„Gewalt“ weIlsen und die christliche Verantwortung schärfen, aber in die=
Sem Ma{s lägen keine Grundlagen für gewaltsamen Widerstand VOT. Für Lateıin:  =  =
amerika und Afrika wird dann auf besondere Situationen hingewiesen, 1n denen
der Befreiungskampf als einzıger Ausweg erscheint, der bestehenden als
„institutionalisierte Gewalt“ bezeichneten Ordnung begegnen.

In der Tat liegt ohl 1m internationalen Feld und dies haben WIT zunächst
1m Auge die Lösung LLUL darin, da{fß unter Sanz bestimmten Umständen ıne
bestehende tatsächliche Gewalt ETW die Aufrechterhaltung eines VO  3 den Ver:
einten Natıiıonen verurteilten kolonialen Kegimes als unrechtmäßig erscheinen
kann und daher auch der Von den Betroffenen geführte Kampf die Staats=
gewalt internationale Legitimierung gewiınnt. Es Mag se1ln, dafß sich künftig solche
Mafstäbe für CNg begrenzte Fälle kolonialer Dominatıon rechtlich ausbilden. In
jedem Fall wird eın Eingreifen dritter Staaten 1n solche Konflikte och besonderer
Rechtfertigung bedürfen, wI1e s1e derzeit EeTW. für die Südrhodesien VeI:

hängten wirtschaftlichen Sanktionen in Resolutionen der Vereinten Nationen
und ihres Sicherheitsrates vorliegen. Der Gedanke der Abwehr, der Verteidigung

Unrecht, erscheint 1ler anwendbar, SOWEeIlt die Erhebung 1m Lande selbst
als etztes Mittel begründet wird. Für fremde Keglerungen dürfte hingegen wohl
NUur der Auftrag einer internationalen Organisation zureichen, eın Eingreifen

legitimieren. An dieser Stelle mögen ethische Rechttertigung und rechtliche
Grundlage sich nicht decken. Nicht selten verwelst Luther 1sSt diesen Weg bei
dem Urteil ber das Widerstandsrecht der Fürsten den Kaiser
die ethische Überlegung auf das rechtliche Urteil. ber wird auch Fälle geben,
In denen S1e über die ormale Abgrenzung des Rechts hinaus Handlungen
ihrer inneren Ausrichtung willen auch bestehendes Recht legitimieren
kann

Dieser Ausblick iın das internationale Feld War nötig, die welılteren Zu=
sammenhänge aufzuzeigen. Über Gewalt und Gewaltlosigkeit ann LLUTLr eine Aus=
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Sdsec gemacht werden, WEenn die HGTE Stellungnahme ZU Krıiege und die hier
entstehenden Probleme ın Verbindung der Anschauung VO  5 der Rechtsz
fertigung gewaltsamer gesellschaftlicher Veränderung gesetZzt werden. Sonst
könnten sich ler Widersprüche entwickeln. Wenden WIT Uunls L1LU.  = der Frage der
Gewalt VO Boden der inneren staatlichen Ordnung Sie führt uns zugleich

der Tradition des Widerstandsrechts auch 1m christlichen Bereich.

Staatliche Ordnung und revolutionäre Veränderung
Wenn WIT den Bereich der internationalen Beziehungen verlassen, bietet sich

1n manchen Zügen eın anderes Bild dar. Im Völkerleben geht heute das Bestreben
dahin, einen Ausgleich un den Natıonen 1m Wege der friedlichen /Zusammen:=Ä
arbeit oder wen1gstens der KOoex1istenz finden und die Gewalt als Mittel
des politischen Handelns auszuschließen. Hier wird die Methode der Gewaltlosig=
elt verfolgt, sicherlich LLUT mi1it begrenztem Erfolge in der Realität, aber doch
jedenfalls Einsatz einer bedeutenden moralischen und rechtlichen Anstren
gun Im zwischenstaatlichen Feld ist die Gewaltanwendung, außer 1n der Ver:
teidigung eines Landes oder 1 Auftrag einer regionalen oder universalen Gtaa=
tenorganisation, rechtlich unzulässig und entbehrt grundsätzlich jenselts dieses
CNg begrenzten Raumes legitimer Anwendung ewaffneter Macht der Rechtfer=:
t1gung. Daher bietet 1er die ethische Rechtfertigung der Gewaltübung jenselts
des umschriebenen Kaumes zulässiger Machtanwendung ein nicht einfaches
Problem. Anders sieht hingegen au>S, wenn WIT die innere Ordnung des Staa:
tes 1Ns Auge fassen. Hier ann se1lt jeher keine Forderung einer Gewaltlosig=
elt geben, da der staatliche Lebensprozefßß selbst auf die Ausübung VO:  5 Macht
gegründet 1st und iın bestimmten Fällen auch physische Gewalt angewendet wird.
Daher ist ler nicht der Gegensatz Von Gewalt und Gewaltlosigkeit das ent:

scheidende Krıterium, sondern die Legitimität der Machtausübung. Der ern
dieser Frage liegt iın dem Verhältnis der Bürger VAÄeR Staate, 1n der alten Grund:
frage des politischen Gemeinwesens nach seiner Aufgabe, seinen renzen und
selner Legitimatlion. icht alle Gewalt, die der Staat übt, 1st ohne weliteres legi=
tım, aber liegt die Grenze, der das Recht des Staates endet und se1n Han:
deln die legitimen TeNzen überschreitet?

In diesem Zusammenhang werden auch die Mafßstäbe für die Beurteilung
revolutionärer Veränderungen 1n einem (emeinwesen liegen. Fafßt IMa  o den Be:

griff der Revolution, wıe oft 1m angelsächsischen Bereich geschieht, weiıiter
und unterstellt ihm auch Vorgänge tiefgreifender politischer oder sozialer Um  s
staltung, die nicht gewaltsam VOT sich gehen, erscheinen solche Ereign1sse als
Einschnitte der staatlichen Entwicklung, die nicht als solche ethische Fragen autf=
werten. Im Gegenteil, die ökumenische Stellungnahme hat se1t 1945 immer wI1e=
der die Forderung ach Herbeiführung notwendiger sozialer Wandlungen hervor=
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gehoben. Nur dort, diese Veränderungen 1n gewaltsamer Form VOT sich gehen,
trıtt das Problem der Legitimierung VO  j Mitteln auf, die in den normalen at:
lichen Lebensprozefs durch das Gebot des Rechtsfriedens ausgeschlossen sSind.
Sicherlich genugt ZUT Rechtfertigung gewaltsamer Schritte nicht ihr Zweck, Ee{tW.
die Verfolgung fortschrittlicher Tendenzen. Nur und insoweılt solches Handeln
un: besonderen Umständen als Abwehr besonderen Unrechts erscheint, wird
elne Rechtfertigung erkennbar.

Im Grunde wird 1ler ein altes Problem des Verhältnisses des Christen AUFT

Staatsgewalt sichtbar. In den politischen Institutionen hat die Christenheit nach
dem Zeugn1s des Römerbriefs gegebene Mächte anerkannt, denen der Christ als
Burger Folge schuldet, die Freilich auch die Züge apokalyptischer Entartung
nehmen können. In dieser Haltung liegen VO  a Anfang renzen des Gehor-=
5a1mnıs Wo das staatliche Gebot das göttliche Gesetz steht, wird der Christ
aufgefordert, den Gehorsam der weltlichen Autorität aufzusagen. Die christliche
Anschauung hat die weltliche Macht des Staates iın ihrem Amte des Friedens und
der Ordnung anerkannt, S1e aber der Forderung der Gerechtigkeit unterstellt und
renzen gesetzt. Die kirchliche Auffassung VO  3 der Macht des Gtaates hat 1m
Laufe der Zeiten manche Wandlungen erfahren. Sie welst lange Perioden einer
weitgehenden Rechtfertigung bestehender Herrschaft auf, aber S1€e kennt auch
Epochen, denen das christliche Bewußtsein sich Unrecht 1mM staatlichen
Bereich gewandt und die Frage der (Grenze legitimer Machtübung aufgeworfen
hat. Die christliche Haltung hat immer sich die Stellung eines Gegenüber
und eines ethischen Urteils gegenüber dem Staate ewahrt. aher annn sich die
christliche Stellungnahme auch nicht mi1t einer bestimmten Staatsform allein iden=
tifizieren. Das hat gegenüber Neigungen ach dem Zweiten Weltkrieg, die Form
der westlichen Demokratie ZU allgemeinen Ma{fßstab erheben, omadka
oftmals 1Ns Bewußftsein gerufen.!* Die ökumenische Auffassung hat in der L3
zuweilen vielleicht iın etwas formal=paritätischer Weise, danach getrachtet, sich
Jenseits bestimmter Ideologien und Staatsauffassungen 1n ihrem Urteil halten.

Die Frage der rTenzen legitimer Übung staatlicher Befugnis welst auf 1ne alte
christliche Problematik, die altere Zeiten ın der Gestalt des Widerstandsrechts
erfassen gesucht haben.!® Es 1st zuweilen überraschend, wI1ı1e wen1g die heutigen
Auseinandersetzungen Revolution und Gewalt auf diese Linıie zurückgreifen.
Natürlich lassen sich äaltere Thesen nicht einfach auf die Gegenwart übertragen.
Aber jene ältere Theorie enthält doch manche wichtigen Hinweise. Das Mittel=
alter hat m1t seiner Forderung einer Bindung des Herrschers die Gerechtigkeit
den Fürsten, der Mißachtung des Rechtes seine Herrschaft führte, 1m Bilde
des Tyrannen gekennzeichnet und ihm gegenüber auch die Absetzung gerecht=
fertigt.!® Die Reformatoren sind bekanntlich solchen Gedanken m1t großer Zu=
rückhaltung begegnet. Ihr Streben WarTr nicht auf Umwälzung der weltlichen
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Ordnung gerichtet. Daher 1st Luther dem Versuch, 4QUs selinem Rıngen die
Erlösung des Christenmenschen ıne Bewegung sozialen Umsturzes machen,
1m Bauernkrieg mi1t zOornıger Härte begegnet. Auch ON:' wahrte die Grund-=
lagen weltlicher Ordnung. Das Bündnis der protestantischen Fürsten den
Kaiser wollte LLUT gutheißen, We die Juristen ihm deren Recht hierzu auf=
zeigten.*‘ Calvin lehnte ein allgemeines Recht aller ZU Ungehorsam ab Nur
dort, estimmten Gruppen (Ständen) ein Recht der Auftfsicht gegenüber dem
Iun des Fürsten eingeräumt Wär, wollte ihnen ein Eingreifen gestatten.*®
Erst die Nachfolger der Reformatoren haben dann 1M Vereıin MI1t zeitgenössischen
ständischen Ideen den Gedanken des Widerstandes ungerechte Herrschaft
voll entwickelt und auch 1mM Kampf die bestehende Macht durchgesetzt
oder durchzusetzen versucht.!? Von diesen, vornehmlich 1m calvinistischen Be=
reich, auftretenden Vorstellungen VOIL der Bindung aller politischen Gewalt und
der äußerstenfalls den ihr Unterworfenen zustehenden Befugnissen des Wider-=
standes und der Ersetzung ungerechter Obrigkeit sind weıite Ausstrahlungen
aQuSSCHANSCHU. Das englische 17 Jahrhundert vermittelte den Gedanken der angel:
sächsischen Tradition.“® Die ftranzösische Revolution ahm die Idee der „resistance

l’oppression“ auf. Freilich fehlt auch nicht anderen Richtungen. Die luthe=
rische Orthodoxie, in ihrer Ausrichtung auf die innere Erlösung des Menschen
und der Distanzlierung der Zwei=Reiche=-Lehre VO  - der Welt, hat weithin den Rat
des leidenden Gehorsams auch gegenüber der ungerechten Herrschaft gegeben,
und auch ıIn England und Frankreich hat die Verteidigung fürstlicher Gewalt sich
für die „passiıve obedience“” ausgesprochen.“* Im bürgerlichen 19 Jahrhundert
tTat dann die Problematik zurück; INa  z glaubte iın der Schaffung geschrie=
bener Verfassungen MI1t ihrer Sicherung und ihrer verfahrensmäßigen Begren:=Ä
ZUNS der Macht die Lösung gefunden haben.*? E 1n neuester eit hat das
deutsche Verfassungsrecht bei Einfügung des Notstandes ın das Grundgesetz
1m Jahre 1968 eın Widerstandsrecht als legalisierte Hilfe des Bürgers beim
Verfassungsschutz eingefügt, 1m Ansatz der Normierung eines äußersten, den
positıiven Normkreis überschreitenden Rechtsgedankens 1n sich nicht ohne Wider-=
spruch.“*

Blickt man zurück auf diese ältere Lehre des Widerstandes, erscheinen viele
ihrer Ma(ßstäbe und Lösungen sicherlich zeitgebunden. ber S1€ S auf der
anderen Seite der Erörterung die christliche Haltung ZUT bestehenden Ord:
Nung des Gemeinwesens und ihren Girenzen wichtige Flemente vermitteln.

hebe VOT allem drei heraus:
a) Sie = verdeutlichen, nicht entscheidend auf die Frage der

Gewalt ankommt zumal der Begriff der Gewalt selbst sich auf Formen des indi=
rekten Zwanges ausdehnen Läfst sondern auft die Rechtfertigung der Macht:  =  :
übung, die hieraus sich ergebenden Grenzen der acht und die Möglichkeit, daß
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auch bestehende Macht ın Unrecht und Unterdrückung übergehen kann. Die heute
auftretende Neigung, VO.  - vornherein die Machtübung einer rechtmäßigen Staats=
gewalt und die ihrer revolutionären Gegner gleichzusetzen,“* findet reilich iın der
älteren Auffassung keine Stütze und s1e dürfte auch VOTI dem biblischen Zeugnis
Z 1 weltlichen Ordnung keinen Bestand haben Die Erneuerung des christlichen
Glaubens richtet sich auf den Menschen, aus dessen Neuwerdung dann auch die
Folgen für se1n Verhalten ZU Nächsten und 1ın der Welt sich ergibt. ber S1e
wird In ihrem Wesen nicht richtig verstanden, wenn Inan s1e ZUT Lehre des
sozialen Umbruchs ausdeuten will.®>

Voraussetzung einer Gegenwehr bestehende politische Gewalten 1sSt
CS, dafß diese durch ihre Verletzung des Rechts und der sittlichen Grundsätze ihre
Legitimatiıon verloren haben, dafß ihre Machtübung selbst den Charakter des Un=
rechts ANSCHOMIMIME: hat Daraus ergibt sich, da{s die Rechtfertigung revolutionärer
Umwälzung nicht 1n den erstrebten Zielen gefunden werden kann, sondern 1n
dem Unrecht, dem s1e entgegentritt. An diesem Punkt erhebt sich die Frage der
Ma(stäbe. Woran 1st ler Recht und Unrecht messen? Dabei kann eın Aus=
gehen VO posıtıven Recht kaum genugen, und liegt nahe, da{ß dieser Stelle
die Berufung auf präapositive, naturrechtliche Grundsätze auftritt. Zum mindesten
wird iNne heutige Stellungnahme hier auf Grundsätze verweısen, die 1n der Ge=
meinschaft der Völker ıne allgemeine Anerkennung als fundamentale Gebote
ethischer Natur erhalten haben, wI1ıe dies für die Wahrung der Menschenrechte
oder die Verwerfung rassischer Diskrimination heute der Fall 1St.

C) Die Vorstellung, eın Widerstandsrecht 1Ur bestimmten bevorzugten reisen
geben, gehört VErgANSCNECET sozialer Anschauung ber 6S1€e macht eines klar

Die Ausübung der Abwehr bedrückende politische Macht, VOT allem auch
wenn G1e selbst Gewalt und bewaffnete Handlungsformen annımmt, tragt ıne

Verantwortung 1n sich. Sie kann Ur das äaußerste Mittel se1ln, nachdem
die Aussicht, auf egalem Wege Abhilfe erlangen, geschwunden ist oder
der Natur des oppressiven Regiments scheitert.

Es bleibt daher die Frage der Gewalt, 1st s1e auch für die Rechtfertigung
nicht entscheidend, Von Bedeutung. Die christliche Lehre wird ZUEerSt auf
den Weg der inneren Überwindung des Unrechts, auf gewaltlose Formen der
Änderung verwelsen. Neuere Untersuchungen haben gezelgt, dafß ın der Tat
Nter bestimmten Verhältnissen se1 Gandhi erinnert solche Methoden

erfolgreicher Einwirkung auf bestehende Situationen führen können.*® Eben=
sowen1g w1e die christliche Haltung sich m1t einem Standpunkt bloßer Ergebung
ın die überlieferte Ordnung zufriedengeben kann, sondern den Christen
Verantwortung auch für seıin Mitwirken iın der Gemeinschaft und die Aufgabe
der Überwindung bestehender sozialer und menschlicher Ungerechtigkeit welst,
kann doch auch ohne weıteres das Prinzip der Veränderung Geltung besitzen.
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Die christliche Anschauung kann sich nicht mi1t bestimmten Richtungen und
Ideologien identifizieren dürfen, sondern S1e muf ach einem Standpunkt Jen=
se1ts ihrer suchen.

DiIie Gegenwart äßt och NEeUeEe Probleme erkennen. S1e lehrt, da{s sich die Vers
ng des Handelns auch 1n ihren Formen äußert. Wo Ziele durch das
Mittel der Geiselhaftung und Opferung Unschuldiger erstrehbt werden, wird
ebenso Unrecht gesetzt wWwI1e durch Torturen 1n der Verteidigung bestehender
Herrschaft. Es ist Aufgabe der kirchlichen Erklärungen, dies mM1t Klarheit USZU:

sprechen und dem Beginn einer Reihe unmenschlicher Handlungen des „guten
Zieles“ willen entgegenzutreten. Eine weıtere schwere Frage i1st C5S, ob die Recht-=
fertigung des auf die Umwälzung bestehender Verhältnisse gerichteten Handelns,
und 1mMm äufßersten Falle auch der Verwendung gewaltsamer Mittel, 1Ur die MOg  -  s
lichkeit eröffnet, da{fß die christliche Anschauung den Handelnden als gerecht-
fertigt erachten kann 1n diesem Sinne verweisen die Äußerungen VOIN Uppsala
auf das „Gericht“” und auf die „Schuld des Blutvergießens“?? — oder ohb die Kirchen
selbst sich für ein solches Vorgehen einsetzen, unterstützen können. Auch in
der Geschichte haben die Kirchen ohl eher den Weg der begleitenden Recht=
fertigung der umstürzenden oder abwehrenden Aktion als den der eigenen
Teilnahme gewählt. Endlich 1st iın der Gegenwart auch immer beachten, dafß

auch die Getfahr besteht, da{ß die Hoffnung auf Veränderung 1n chiliastische
Erwartung verkehrt wird und VOIL dort her sich der Mafstab ZUT Beurteilung
bestehender Verhältnisse ebenso wıe der der anstehenden Hoffnungen verkehrt
und verzerrt.

Es 1St bemerkenswert, da{fs Überlegungen den komplexen Problemen der
Gewaltübung auch die Stellungnahme 1n den Verhandlungen des Zentralaus=
schusses des Okumenischen Rates der Kirchen 1ın Addis Abeba VO OE Ja:
I11Uar 1971 geleitet haben, die VOT allem sich 1n seinen Aussagen der Unter:  =  -
stutzung VOIN Bewegungen rassische Unterdrückung spiegeln.“® Hier wird
ausgesprochen, die Kirchen dort, grundlegende Menschenrechte verletzt
werden, auf der Seite der Unterdrückten stehen sollten. Eine solche Aussage wird
1m Sinne der 1er aufgewiesenen Anschauung VO  z der ethischen Bindung und
der Grenze jeder Machtübung begründet erscheinen. uch 1St der Hinweis be=
rechtigt, dafß auch die Erhaltung der Ordnung Gewalt einschließt, wenngleich
hieraus nicht der Schluß BCZOBCHN werden darf, S1e gerichtete Gewalt e1n=
fach mi1it der legitimen Staatsordnung gleichzusetzen. Zu Recht 1st ler auch
ferner erklärt, dafß kirchliche Stellungnahme sich nicht vollständig mi1it einer Be=
WECBUNg identifizieren kann Hier 1sSt das Problem angesprochen, inwiewelt
ıne Kirche oder die ökumenischen Instanzen ihrerseits bestimmte auf TEVO

lutionäre Ziele oder Widerstand gerichtete Bestrebungen annehmen können.*®
Endlich enthält diese Stellungnahme 1n Addis Abeba die dringliche Aufforderung,
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ıne Studie ber gewaltsame und gewaltlose Methoden des sozialen Wandels
einzuleiten. Man wird dies Unternehmen besonders begrüßen dürfen, ohne frei  -
ich die 1ler iın diesen Darlegungen auch LLUT anzudeutende Schwierigkeit einer
solchen Stellungnahme unterschätzen.

Zum Abschlufs richtet sich der Blick auf einen Zusammenhang, der uns och
einmal auch wieder das internationale Feld 7zurückführt. Wenn in der Gegen  =  s
art der Gedanke revolutionäre Veränderung und gewaltsame Aktionen
ZUT Lockerung verhärteter sozialer Mifsstände eın weltes Echo gefunden hat,

mOögen daran ideologische Tendenzen uUullseTeT elit ihren Anteil haben ber
spricht daraus auch die Not eines Zeitalters, das inmiıtten einer sich rasch VeI:

andernden technischen und gesellschaftlichen Umgebung die Notwendigkeit als
dringlich empfindet, die tiefen Ungleichheiten in der sozialen Ordnung 7zahl=
reicher Länder, die Spannungen 7zwischen reichen und Nationen 1m Welt=
zusammenhang, aber auch die andrängenden Probleme der weltweiten Kommu=
nikation aller Völker und Rassen 1n zeitlich bedrängter ähe bewältigen
oder wen1gstens anzugreifen und weni1gstens Lösungen anzubahnen. Von hier
aQus wird jedenfalls das christliche Bewußltsein den Ruf nach einem aktiven Fin=
treten der Christen für diese sozialen Erneuerungen hören haben und $Fen=
heit gegenüber ucn, auch eingreifenden Umgestaltungen zeigen haben Das
führt erneut zurück der Aufgabe des Friedens auch 1m Völkerleben. Wie der
Rechtsfriede innerhalb der Staaten ohne die Bereitschaft Reform und Neuge
staltung nicht ewahrt bleiben kann, wird auch 1mM Zusammenleben der Staa:
ten und Natıonen die Erhaltung des Friedens nicht allein auf die Negatıon der
Gewalt gestellt werden dürten, sondern muß der Friede durch eın aktives DE:
staltendes Handeln ZUT Behebung der Ursachen der Konflikte und Spannungen
gesichert werden. Unter ihnen nehmen aber die tiefen Gegensätze sozialer Natur,
die sowohl innerhalb der einzelnen Natıonen bestehen und Von 1ler aus mOg=
licherweise 1n Gestalt VO  . Unruhe und Bürgerkrieg ine weiıte Auswirkung
zeitigen können, wWwI1e die spannungsreichen Unterschiede ın der Lebenshaltung der
einzelnen Teile der Welt einen wichtigen Platz e1in. Darum wird die soziale Er=
NEUETUNG als Aufgabe unNnseTeT elit 1n diesem Punkte auch 1n ihrer grundlegenden
Bedeutung für den Zusammenhang VO  a Gewalt und revolutionärer Veränderung
miıit der Erhaltung des Friedens 1m staatlichen wWwWI1e 1m 7zwischenstaatlichen Bereich
ichtbar.3
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